
träge mit anderen Handelspartnern abgeschlossen. Er 
kann jedoch nicht liefern, da die volkseigene Weberei, 
bei der er die für seine gesamten Absatzverträge be
nötigten 2000 qm Kleiderstoff zu einem qm-Preis von 
5 DM bestellt hatte, schuldhaft nicht lieferte. Ursache 
für die Vertragsverletzung des Konfektionsbetriebs 
gegenüber dem Großhandelsbetrieb ist demnach die 
Nichtlieferung seitens der Weberei. Eigenes Verschul
den liegt nicht vor. Der Konfektionsbetrieb hat gegen
über der Weberei eine Vertragsstrafe wegen Nicht
lieferung der 2000 qm Stoff auf der Basis des Vertrags
wertes von 10 000 DM in Höhe von 5% = 500 DM 
berechnet und erhalten. Der Großhandelsbetrieb 
berechnete dem Konfektionsbetrieb wegen Nichtliefe
rung der 10 Kleider eine Vertragsstrafe auf der Basis 
des Vertragswertes von 600 DM in Höhe von 5%■= 
30 DM. Obwohl der Konfektionsbetrieb von der Weberei 
500 DM Vertragsstrafe erhalten hat, hat er hiervon nur 
10 DM an den Großhandelsbetrieb herauszugeben, da 
ursächlich für die Nichtlieferung der 10 Kleider nur 
die Nichtlieferung von 40 qm Stoff mit einem Vertrags
wert von 200 DM ist und die hierfür erhaltene Ver
tragsstrafe in Höhe von 5% nur 10 DM beträgt.

Von einigen Schiedskommissionen wurde in der 
ersten Zeit der breiteren Anwendung des § 281 BGB 
gerade die Kausalität in der Höhe nicht ausreichend ge
prüft, so daß mehrfach zur Herausgabe des Erlangten 
in voller Höhe der geltend gemachten Vertragsstrafe, 
also in unserem Beispiel in Höhe von 30 DM, verpflichtet 
wurde. Eine derartige Spruchpraxis verletzt das Prinzip 
der materiellen Interessiertheit und ist ökonomisch und 
rechtlich falsch.

Die Verpflichtung der volkseigenen Betriebe zur Plan
erfüllung, die enge planmäßige Abhängigkeit des einen 
Betriebes vom anderen in der Kette des Wirtschaftsab
laufs verlangt vom einzelnen Betrieb, daß er eine Ver
tragsverletzung seines Vorlieferanten nicht einfach wei
terwirken läßt, sondern daß er alles unternimmt, um 
die seiner Vertragserfüllung entgegenstehenden Hinder
nisse zu überwinden. Tut er dies und gelingt es ihm 
z. B., einen Lieferverzug seines Vorlieferanten zum 
größten Teil im eigenen Betrieb aufzufangen, dann muß 
ihm auch der Teil der Vertragsstrafe verbleiben, den 
er vom Vorlieferanten für den Teil des Lieferverzuges 
erhält, der bei ihm selbst nicht zu einer Vertragsver
letzung geführt hat. Darin liegt ein materieller Anreiz, 
Verpflichtungen im Rahmen der Eigenverantwortlich
keit nachzukommen.

Wenn man sich diese Zusammenhänge klarmacht, 
wird deutlich, daß es nicht richtig sein kann, wenn in 
manchen Schiedssprüchen einfach gesagt wird, daß der 
Lieferer den auf den Besteller entfallenden Anteil der 
Vertragsstrafe herauszugeben hat, sobald er sie vom 
Vorlieferanten erhält. Die so verpflichteten Betriebe 
teilen dann die gesamte erhaltene Vertragsstrafe auf 
ihre Vertragsstrafengläubiger auf, ohne daß überhaupt 
geprüft ist, in welchem Verhältnis die Vertragsverlet
zungen des Lieferers zu denen seines Vorlieferanten 
stehen und welcher Betrag etwa dem Betrieb selbst ver
bleiben muß, da er insoweit vertragstreu geblieben ist.

Es lassen sich aber auch bei strenger Beachtung der 
Kausalität Wege finden, die Verfahren in schneller und 
zeitsparender Form zu erledigen.

Ein verfahrensrechtlicher Vorteil springt sofort ins 
Auge. Wenn die ursächliche Verbindung zwischen der 
geltend gemachten Vertragsstrafe und der des Vorliefe
ranten der Höhe nach festgestellt wird, so braucht nicht 
darauf gewartet zu werden, daß alle Partner, die von 
der Vertragsstrafe des Vorlieferanten etwas zu be
kommen haben, die Verfahren gegen den Lieferer ein
leiten, und es kann nie passieren, daß der letzte nichts 
bekommt.

Um nicht auf den Abschluß der Vorverfahren warten 
zu müssen, sind die Vertragsgerichte dazu übergegan
gen, dem Grunde nach zu entscheiden, also lediglich die 
Verpflichtung zur Herausgabe des Erlangten auszu
sprechen. Diese Praxis ist zu begrüßen. Der Kern der 
Vertragsstrafenschiedsverfahren liegt bei der Überprü
fung der Eigenverantwortlichkeit, der zur Entlastung 
vom Schuldnerbetrieb vorgebrachten Tatsachen. Ist ge
klärt, daß eigenes Verschulden nicht vorliegt, so kann 
in der Regel davon ausgegangen werden, daß sozialisti
sche Betriebe einem Schiedsspruch mit einer Grund
verpflichtung nach § 278 oder § 281 BGB später korrekt

nachkommen und den Betrag selbst errechnen und 
bezahlen. Um einen späteren Streit über die Höhe zu 
vermeiden, ist allerdings Voraussetzung, daß auch bei 
den Betrieben volle Klarheit darüber herrscht, in 
welcher Form das nach § 281 BGB Herauszugebende 
zu errechnen ist.

Es muß hier jedoch noch eine Frage erörtert werden, 
von deren Beantwortung viel für das Verständnis der 
Richtigkeit und Notwendigkeit der entsprechenden An
wendung des § 281 BGB in der volkseigenen Wirtschaft 
selbst abhängt. Die Vertragsstrafe als normierter Scha
densersatz soll dem Betrieb in der Regel etwa den 
Schaden ersetzen, den er durch die Vertragsverletzung 
seines Partners erlitten hat. Kann der Lieferbetrieb die 
Vertragsverletzung seines Vorlieferanten im eigenen 
Betrieb nicht überwinden, muß er — wie dargelegt — 
die von dem Vorlieferanten, hierfür erhaltene Vertrags
strafe seinem Abnehmer herausgeben. Dem Lieferbe
trieb selbst ist jedoch auch ein Schaden entstanden, für 
den er nichts erhält. Er kann ihn zumindest in Höhe 
der bereits erhaltenen Vertragsstrafe gegen seinen Vor
lieferanten auch nicht noch einmal geltend machen, da 
die Vertragsstrafe auf den Schadensersatz anzurechnen 
ist. Ist sein Schaden höher als die vom Vorlieferanten 
erhaltene Vertragsstrafe, so kann er bei Nachweis 
diesen zusätzlichen Teil zwar vom Vorlieferanten ver
langen; in Höhe der Vertragsstrafe, die er herausgeben 
mußte, fließen ihm jedoch keine Mittel zum Ausgleich 
dieses Schadens zu.

Dies scheint zunächst der wirtschaftlichen Rechnungs
führung zu widersprechen und ist — neben der Arbeits
belastung — der entscheidende Einwand unserer Indu
striebetriebe gegen die entsprechende Anwendung des 
§ 281 BGB. Warum ist die Anwendung des § 281 BGB 
trotzdem ökonomisch richtig bzw. bei den möglichen 
Lösungen dieser Frage die richtigere?

Der Entwurf des neuen Vertragsgesetzes geht in den 
Bestimmungen über die Verantwortlichkeit für Ver
tragsverletzungen weder vom reinen Verschuldensprin
zip noch vom reinen Verursachungsprinzip aus. Er un
ternimmt den Versuch, entsprechend dem Stand unserer 
ökonomischen Entwicklung jeweils die Lösung zu wäh
len, die im Hinblick auf die materielle Interessiertheit 
des einzelnen Betriebes am besten geeignet ist, öko
nomisch mobilisierend zu wirken. Ist ein Schaden ent
standen, für den ein Dritter nicht einzustehen hat, so 
soll dieser Schaden in der Regel möglichst dort getragen 
werden, wo die größere Möglichkeit bestanden hatte, 
ihn zu vermeiden. Daher ist es richtig, daß z. B. der 
staatliche Großhandel, der keinerlei Möglichkeiten hat, 
den Zulieferer s e i n e s  Lieferbetriebes zur Vertrags
treue anzuhalten, wenigstens den Schaden in der Höhe 
ersetzt erhält, den sein Lieferbetrieb als Vertragsstrafe 
von seinem Vorlieferanten erhält.

Die entsprechende Anwendung des § 281 BGB soll 
also mit Hilfe des Prinzips der materiellen Interessiert
heit darauf hinwirken, daß der Betrieb alle Möglich
keiten der Einflußnahme auf seine Vorlieferanten und 
alle Reserven im eigenen Betrieb ausnutzt, um selbst 
vertragstreu zu bleiben. Um aber auch hier Überspit
zungen vermeiden zu können, wäre eine elastische ge
setzliche Regelung zweckmäßig.

Für die Praxis ist es weiter wichtig, zu beachten, daß 
es bei der Anwendung des § 281 BGB im Gegensatz zu 
§ 278 BGB keinen Regreß gibt. Hat ein Betrieb für 
Verschulden eines Dritten einzustehen, so kann er den 
ihm hieraus entstandenen Schaden (z. B. auch die Diffe
renz in der Höhe der Vertragsstrafe) von dem Dritten 
ersetzt verlangen. Die gesetzliche Bestimmung über die 
Herausgabe des Erlangten berührt dagegen das Verhält
nis zwischen dem Schuldner und dem Dritten, seinem 
Vorlieferanten, überhaupt nicht. Sie regelt in gewissem 
Sinne nur eine Verteilung des Schadens zwischen dem 
aus dem Hauptvertrag Verpflichteten und Berechtig
ten. Dieses außerordentlich wichtige unterschiedliche 
Ergebnis in der Frage des Rückgriffs auf den Vorliefe
ranten zeigt u. a., von welcher großen praktischen Be
deutung es ist, ob für das Verschulden des Dritten ein
zustehen oder „nur“ das Erlangte herauszugeben ist.

In dem Artikel zu den Grundsätzen der materiellen 
Verantwortlichkeit im Entwurf des Gesetzes über das 
Vertragssystem in der sozialistischen Wirtschaft in 
NJ 1956 S. 206 führt F r e y  t a g  aus, daß die Befreiung 
von der materiellen Verantwortlichkeit durch die Ge-
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